
Trotzdem wird er dem Projekt zustimmen.

Rene Kollwelter (LSAP) fordert die Ausarbeitung
eines Globalkonzeptes, Jacques-Yves Henckes (DP)
schlagt vor, die Abstimmung zu vertagen, Leon Bol-
lendorf (CSV) fordert konkrete Informationen und
die Realisierung der NordstaBe, Roger Linster
(LSAP) will eine Riicksprache mit dem zustAndigen
Minister. Weniger skeptisch ist da der Schafe Jean
Goedert, wahrend die Biirgermeisterin L,ydie
Polfer ihre Befugnisse durch den :Fonds einge-
schrankt sieht und die Regierung bitten will, dieser
Machtposition Einhalt zu gebieten. Dies wird auch
einstimmig beschlossen. Wer jetzt jedoch denkt, der
Gemeinderat wiirde seine Zustimmung zur Neuein-
stufung groBer Teile des Kirchbergplateaus nicht
geben oder diese auch nur aufschieben, hat unsere

Volksvertreter iiberschatzt. Das Projekt wird mit 14
Stimmen, inklusive der zwei granen Stimmen, bei 3
Enthaltungen gutgeheiBen. 10 Gemeinder5te sind
also schon in den Ferien oder zu Hause in den Pan-
toffeln.

Wie eine solche Abstimmung zustande kommt, ist
aus der Diskussion, die wir hier kurz skizziert haben,
nicht nachvollziehbar, da miissen andere Kate im
Spiel sein oder wie es ein Stadtrat formulierte: nicht
nur er habe sich bei der Abstimmung unter Druck
gesetzt gefiihlt. So nachzulesen im schon zitierten
"Utzeburger Land"-Artikel.

ff
*) Ville de Luxembourg, Compte rendu analytique des seances du
conseil communal, N° 6/90

Der Staat ohne
Eigenschaften

Thema dieses Aufsatzes ist die gesellschaftliche Krise, die das "reiche " Luxemburg derzeit durch-
macht. Diese Krise will von den Entscheidungstragern und Meinungsbildern im traditionellen gesell-
schaftlichen Geffige nicht wahrgenommmen werden. Et pour cause! Sie stecken mitten drin, wenn sie
nicht gar daftir verantwortlich sinth
So NU es sich wohl erklaren, dall die Redaktion des "Letzebuerger Land", fiir dessen Essay-Rubrik
der hier abgedruckte Text urspriinglich bestimmt war, den Aufsatz in dieser Form nicht verOffentli-
chen wollte. Der Autor hat dies nicht als eine bewufite Zensur empfunden, eller als eine unbewunte
Verdrangung jenes Zusammenhanges, den er zur Diskussion stellen will.
Trotz seines apodiktischen Stils geht es ihm nicht darum, recht zu haben oder recht zu behalten. Er
will eher eine Auseinandersetzung um das gesellschaftliche Unbehagen auslOsen, aus der heraus die
Konfigurationen der jetzigen Umbruchszeit auf einen funktionellen Nenner gebracht werden sollen.
Denn mit der fiir gesellschaftliche Ausgrenzungen blinden Wachstumsideologie, die bei den Entschei-
dungstragern im Land ausschlaggebend ist, sich auf die Dauer kein Staat verwalten. Das politische
Handeln kann nicht ohne eine funktionelle Begrifflichkeit, die sich aus der unverbliimten Erfassung
der gesellschaftlichen Wirklichkeit und ihrer potentiellen Konflikte ergibt, auskommen. Oder es
werden die Wirklichkeit und ihre Konfikte sich an der "Politik" rachen.

Streikaufruf als KurzschluB?
Seit letztem April hatte der OGB-L mit einem Gene-
ralstreik fiir den 9. Oktober gedroht. Ein halbes Jahr
oder fast hatte er der Regierung Zeit gelassen, damit
sic den Forderungen der grOBten frei en Gewerksc haft
entgegenkomme. Am 25. September beschloI3 die
OGB-L-Fiihrung nach einigen Zusammenkiinften
mit der Regierungsseite, ihre Ziele im wesentlichen
erreicht zu haben, und blies den geplanten Streik ab.
Es ist nicht wichtig, ob dies fiir den OGB-L ein Sieg
oder eine Niederlage ist. Wichtiger ist es, zu verste-
hen, warum er so gehandelt hat, weil seine Hand-
lungsweise viel aussagt Ober eine gewisse, und das
ist gelinde gesagt. Desorientierung • der politischen
und gewerkschaftlichen Akteure in Luxemburg.

Von Anfang an waren die Motivationen des OGB-L
alles andere als koharent vermittelt worden. In seinen
Reden vor den Militanten kam John Castegnaro
immer wieder darauf zuriick, daB seine Gewerkschaft
nicht ausreichend zu den groBen anstehenden
Fragen, sprich Rentenreform, Steuerreform, Reform
des Gesundheitswesens, Schulreform, Wohnungs-
bau, usw., konsultiert worden sei. Der Wirtschafts-
und Sozialrat habe die Berufskammern als Konsulta-
tionsorgan iibertrumpft. Die Meinung seiner Ge-
werkschaft scheine nicht mehr gefragt.

Auch jetzt, nach der sogenannten Aufschiebung des
Generalstreiks, scheint dessen Ankiindigung vielen
eine KurzschluBreaktion eines Gewerkschaftsappa-
rates zu sein, der die Interessen seiner Mitglieder
nicht mehr auf einen Nenner zu bringen vermag, und
daher zu aggressiven Schachziigen neigt, urn seinen

" Wenn wir
wollen, daB alles
bleibt, wie es ist,

dann ist es
nOtig, daB alles
sich verandert.
Habe ich mich

deutlich
ausgedriickt?"

Tome& de
Lampedusa,
Der Leopard
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schrumpfenden Spielraum zu vergrOBern. Das mag
durchaus zutreffen. Es entkrgtet aber nicht den ge-
rechtfertigten Anspruch auf eine breitere &fentliche
Diskussion Ober die anstehenden Reformen. Diese
Diskussion ware allein schon deswegen interessant,
weil sie klaren mtiBte, ob die geplanten Reformen die
richtige Antwort auf den gesellschaftlichen Wandel
in Luxemburg sind.

Allerdings ist der OGB-L diese Diskussion auf eine
Art angegangen, die weder die innere Geschlossen-
heit der Gewerkschaft starken noch deren EinflluB
nach auBen vermehren wird. Die lapsusartigen Rund-
umschlage gegen den &fentlichen Dienst, gegen die
Mittelverdiener, gegen die lohnabhangigen Akade-
miker, die diffus als schuldhafte NutznieBer gesehen
werden, und dies alles, obschon junge Aufsteiger von
der Sozialpolitik des OGB-L und seiner Vorganger
die Chance fur ihren Aufstieg erhalten haben und
eine groBe Zahl bei ihm organisiert sind, haben in
diesen Kreisen far boses Blut gesorgt. Immer
weniger Leute erkennen sich dort im Gebaren und in
der Sprache der OBG-L-Ftihrung wieder.

Anstatt die Briiche im sozialen Konsens, wie er in
den 70er Jahren mit der Tripartite institutionalisiert
wurde, aufzuzeigen, da diese Art von Konsens nicht
mehr der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen
Realitat entspricht, und auf einen neuen sozialen
Vertrag mit neuen Bracken zwischen z.T. neuen So-
zialpartnern hinzuarbeiten, hat der OGB-L sich in
eine ouvrieristisch anmutende Festung verschanzt,
gegen einen Teil seiner eigenen Mitglieder. Er hat als
Organisation, die den Anspruch erhebt, fortschritt-
lich zu sein, rtickschrittlich auf eine gesellschaftliche
Anpassungskrise reagiert, die als solche nur wenigen
unter den Meinungsbildern zu dammern anfangt.
Nicht der Generalstreikaufruf war ein Fehler,
sondern Form und Inhalt, mit denen mo'bilisiert
wurde.

Die Tripartite hat ausgedient

Die politischen Akteure, die seit den 70er Jahren den
Ton angeben, sptiren, daB der gesellschaftliche
Umbruch nicht spurlos an ihnen voruber gehen wird.
Die einen setzen auf verharmlosende Konsolidie-
rung, wie Santer, andere auf Restauration in Sachen
Familie und Religion, wie Fischbach und Juncker,

oder sie treten im Dienst des sakrosankten Dienstlei-
stungssektors eine Flucht ins Meer an, wie Goebbels,
oder in die ultraliberale Isolation wie die DP, oder sie
handhaben sozialen Zfindstoff auf eine so fahrige
Weise, wie Castegnaro, daB Bomben zu KnallfrO-
schen werden. Diese extremen Verhaltensweisen
sind typisch far Entscheidungstrager, die politisch
bestenfalls nur noch improvisieren, wenn sie sich
nicht in alte Leiern verbohrt haben. Wer jahrelang
jede politische Diskussion fiber die gesellschaftliche
Realitat des Landes vermieden hat, weil er es zuletzt
doch nur nach seinen Wachstumsraten und Lohner-
hOhungen abgeschatzt hat, muB jetzt den Preis fur das
Fehlen einer globalen Sicht der Wirklichkeit mit
Fehlschlfissen und Kurzschlfissen zahlen.

Denn im Lande Luxemburg ist vieles anders gewor-
den, und das nicht nur in den Erfolgsstatistiken. Es
ware daher falsch, sich auf einen dauerhaften sozia-
len Frieden einzustellen, wenn sich in der Politik und
Sozialpartnerschaft nicht etwas tut. Das Krisenma-
nagment, wie es zur Zeit der Stahlkrise zustande ge-
kommen war, hat ausgedient, denn mehrere Faktoren
spielen keine Rolle mehr in der heutigen, durch den
wirtschaftlichen Umbruch provozierten Anpas-
sungskrise. Die Umstrukturierung des Stahlsektors
und die damit zusammenhangenden Sozialplane
hatten durchgefuhrt werden IcOnnen, weil Patronat,
Gewerkschaften, Staat und das Dreiparteiensystem
schon mehrere Male zuvor in Falung gekommen
waren, die Tripartite mit zuverlassigen, aufeinander
abgerichteten Partnern funktionierte, die Parteien, als
noch nicht krisengebeutelte Organisationen mit
relativ klar definierbaren Vertreterfunktionen dieser
Art von sozialem Konsens ihren politischen Segen
gaben. Jeder erfullte, in einem damals richtig verstan-
denen gemeinsamen Interesse, seine Rolle. Das Pa-
tronat war das Patronat, die Gewerkschaft die Arbei-
terschaft, der Staat Vermittler, die CSV war als
Volkspartei politisch noch ein klasseniibergreifender
Beschwichtigungsfaktor, die DP vertrat das Manag-
ment und den Mittelbau mit weniger Arroganz als
heute, die LSAP war noch eine Arbeiterpartei, die im
am meisten betroffenen Siiden klar hegemonisch war
und die MaBnahmen der Tripartite zu vermitteln ver-
stand.

Die jetzige Krise ist nicht die Krise eines Wirtschafts-
sektors, es ist eine gesellschaftliche Anpassungskri-
se, die aus der Bliite des Finanzsektors entstanden ist.
Die jetzige Krise spielt sich in einer verwandelten
Gesellschaft ab,
- in der die Entscheidungstrager der verschiedenen
betroffenen Partien, die zahlreicher geworden sind,
sich nicht mehr unbedingt kennen,
- in der die Ursachen der Krise, gar ihre Existenz den
Entscheidungstragern alles andere als klar ist,
- in der ein wichtiges Patronat, das des Finanzsektors,
als Patronat noch nicht genugend in den sozialen
Dialog in Luxemburg eingespannt worden ist,
- in der die Gewerkschaften mit breitgefacherter
Basis die Interessen ihrer sich selbst immer weniger
engagierenden Mitglieder nicht mehr unter einen Hut
bringen, wo also das Arbeitnehmervertreterprinzip in
der Praxis nicht mehr unbedingt eingelOst werden
kann, geschweige denn die innere Demokratie
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- in der das politische Dreiparteiensystem mit Partei-
en, die bisher eine relative Vertreterfunktion ausiib-
ten, nicht mehr in der Art wie zur Zeit der Stahlkrise
funktionieren kann, well neue soziale Schichten das
soziale Spektrum verandert haben und Vertretungs-
probleme und Identitatskrisen in den verschiedenen
Parteien ausgelost haben.

Die Wahlerfolge der 5/6-Partei und der programma-
tisch und personell recht schwachen Grunen sind zu-
satzliche Zeichen dafiir, daB sich in der Gesellschaft
zentrifugale Tendenzen bilden, die sich nicht mehr
im Dreiparteiensystem zurecht gefunden haben und
aus ihm ausgebrochen sind, ohne allerdings aus den
Formen des alten sozialen Dialogs auszubrechen.

Die gesellschaftliche
Anpassungskrise
Wie kann man es eigentlich im reichen Luxemburg
wagen, von einer geselischaftlichen Krise zu schrei-
ben, wo es doch alien so gut geht? Nun, die sonder-
baren politischen Zuge, die wir seit dem Anlaufen der
Legislatur beobachten konnten, weisen alle darauf
hin, daB es den Entscheidungstragern bei allem Op-
timismus nicht so wohi zumute ist, da auch sie zu-
mindest merken, daB verschiedene soziale Tren-
nungslinien zusehends scharfer gezogen werden.

Soziale und politische Trennungslinien haben in Lu-
xemburg schon immer bestanden, aber nach den So-
zialreformen des Jahres 1936 und dem Referendum
fiber das Maulkorbgesetz 1937 war es alien Entschei-
dungstragern in Wirtschaft, Politik und Gewerk-
schaften klar, daB kein Gegentiber ins endgiiltige
Abseits gedruckt werden kOnnte, und daB alle Versu-
che und Entwicklungen in solch eine Richtung unter-
bunden werden muBten. Man integrierte die sozialen
Trennungslinien in ein System des gesellschaftlichen
Ausgleichs: die oben lieBen die unten leben; sie be-
reicherten sich eifrig, ohne jene, die fur sie arbeiteten,
um Wohnung, Ferien, steigenden Konsum, Ausbil-
dung und Aufstiegsmoglichkeiten zu bringen. Alles
in allem war das Patronat des Stahlsektors viel sozia-
ler als das Bankpatronat 1990.

Damit soil nichts idealisiert werden. Provokationen
von seiten des Patronats, politische B lockierungsmo-
mente durch die Christlich-Sozialen, reformerische
Phasen unter dem Impuls der Sozialisten haben in
den letzten 50 Jahren oft genug zu harten Konfliktsi-
tuationen geftihrt. Aber letzten Endes fand man einen
Weg aus dem Konflikt, der fur alle tragbar war. Die
meisten der falligen Reformen wurden durchgefuhrt
und vom Gegner respektiert. Also nicht nur goldener
Mittelweg!

Die Zeit nach einem Konflikt war der soziale
Frieden. Weil dieser Dialog aufeinander abgerichte-
ter Parteien sich wiederholte und besonders wahrend
der Stahlkrise bewahrte, die in alien andem Stahlre-
vieren sozial katastrophale Folgen zeitigte, fing man
damit an, den sozialen Frieden fiir eine garantierte
Konstante der Luxemburger Situation zu halten und
damit zu werden, Die Tripartite mit ihrem abge-
schlossenen Kreis von Sozialpartnern wandelte sich

zur Institution, die jetzt maBgeblich zur Versteine-
rung des sozialen Dialogs und zur Verriickung zwi-
schen politischem bzw. gewerkschaftlichem Diskurs
und gesellschafidicher Realitdt geftihrt hat.

Denn inzwischen haben mehrere Entwicklungen das
soziale Spektrum verandert und damit auch die Be-
dingungen verandert, unter denen neue Formen der
Sozialpartnerschaft entstehen miissen, die die sozia-
len Trennungslinien eines Landes integrieren, d.h.
fur alle Teile der Gesellschaft tragbar machen sollen.

Ein verandertes soziales
Spektrum
Die Entwicklung, die das soziale Spektrum zutiefst
modifiziert hat, ist die Expansion des Finanzsektors.
Sie hangt zusamrnen mit der Einwanderung von
hochqualifizierten Lohnabhangigen, die die iiberra-
gende Mehrzahl der leitenden und mittleren Ent-
scheidungsfunktionen im Banksektor besetzen.
Diese hochqualifizierten Lohnabhangigen sind teils
direkt dem Patronat zuzurechnen, aufgrund der lei-
tenden Fuktionen, die sie ausiiben, teils dem Mittel-
stand, diesem sozial komplex wirkenden Bindeglied
zwischen oben und unten in Wirtschaft und Gesell-
schaft. Diese zugewanderten Krdfte, deren Aufent-
halt in Luxemburg fur den einzelnen oft zeitlich be-
grenzt ist, sind als Gesamtheit als neue, langfristig
verandernde Komponente zu betrachten.

Aufgrund des wirtschaftlichen Stellenwertes des Fi-
nanzsektors und seines Impakts auf die Raumnut-
zung in der Stadt und der Region Luxemburg kommt
den leitenden Kraften der zugewanderten Kreditin-
stitute die Rolle eines Paronats zu, das in steigendem
MaBe dem Standort verpflichtet werden miiBte, wenn
man verhindern will, daB der soziale Dialog Liicken
aufweist, was air die Struktur des Arbeitsmarktes, die
Organisation und die Rechte der Arbeitnehmer sowie
fur die Raumnutzung schwere Folgen haben kOnnte.

Von der Verantwortung gegenuber dem Standort ist
das Bankpatronat bis jetzt in einer unverantwortli-
chen Art und Weise von Staat und Gemeinde entbun-
den worden. Das Gewerbe durfte wild expandieren,
sich in der Stadt konzentrieren, Wohnungsraum in
Biiroraum umfunktionieren, den Immobilienmarkt
anheizen und jene Wohnungsnot auslOsen, die die Of-
fentliche Hand nicht sehen wollte. Die sozial negati-
ven Folgen des Finanzbooms haben wir aber in erster
Linie den von fetten Wachstumsraten hypnotisierten
Politikern zu verdanken, die gebannt auf Offentliche
RegulierungsmaBnahmen verzichtet haben, worn it
sie den Rahmen fur diese Entwicklung absteckten.

Das heiBt natiirlich nicht, daB dieses von der Verant-
wortung entbundene Patronat seine Hande in Un-
schuld waschen kann. Die Banken iiberboten sich in
ihrer eigenen konkurrentiellen Welt mit ihren Ange-
boten fur Immobilien, mit ihren hohen LOhnen be-
sonders im qualifizierten Mittelbau, mit den damit
zusarnmenhangenden Anheuerungen und Abwer-
bungen, mit der GrOBe und Pragnanz ihrer Sitze.
Damit aber schlugen sie nicht nur ihre Konkurrenten
in der Bankbranche, die sich zu immer neuen Kon-
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kurrenzkampfen aufrappeln konnen. Sie verdrangten
mit ihren hohen Liquiditaten auch eine weiter stei-
gende Zahl der Klein- und Mittelverdiener vom
durchschnittlichen Immobilienmarkt. Der war aber
bis ca. 1984, und dies trotz der Konkurrenz der EG-
Beamten, diesen sozialen Schichten zuganglich
gewesen. Jetzt, wo die Kaufpreise für einige GroB-
objekte schon die Milliardengrenze abersc:hritten
haben, stecken auch viele EG-Beamten in der Bre-
douille und tragen ihr Kornchen zur Lobby jener bei,
die das EG-Parlament von Luxemburg weghaben
wollen.

Wohnungsnot und
Deklassierung
Durch die tendenzielle Verdrangung der Klein- und
Mittelverdiener vom Immobilienmarkt sind soziale
Schichten, die im friiheren sozialen Spektrum und
dem damit verbundenen Dialog ihren Platz und ihre
Anspruche geltend machen komnnten, urn eine we-
sentliche Erwartung armer geworden. Dabei hangen
die Wohnung und der soziale Status in jeder Gesell-
schaft eng zusammen. So komisch das auch klingen
mag, so kann man in Luxemburg allmahlich, und dies
trotz der hohen und steigenden NormallOhne, von
einer relativen Verarmung jener Schichten sprechen,-
die aus dem als gesellschaftliches Indiz stark relevan-
ten Immobilienmarkt verdrangt warden sind und den
Platz, den sie im alien sozialen Spektrum hatten, ver-
loren haben. Von der Deklassierung sind die Arbei-
ter, die Angesteliten des Handwerkssektors und
vieler Klein- und Mittelbetriebe, die Beamten aller
Karrieren, usw. betroffen. Die neuen "Gewinner"
sind die Manager und der leitende Mittelbau der
Banken sowie der um den Finanzsektor gravitieren-
den Dienstleistungsbetriebe.

Die dumpfen Deklassierungsgefuhle, die aus dieser
Verletzung der Grundregel des Luxemburger sozia-
len Habitus, nie jemanden gesellschaftlich an den
Rand zu dracken, erwachsen, haben sich ihren Weg
in die Politik und den sozialen Dialog gesucht.

Die Auslanderfeindlichkeit hat gerade in den oben
gennanten Schichten bei den Luxemburgern zuge-
nommen. Das bestatigen nicht nur die 2-3% Natio-
nalistenstimmen bei den Kammerwahlen, die nur die
Spitze des Eisbergs darstellen. Das geht auch aus der
Aufschlasselung einer Umfrage des SIRP durch die
kritische Feder von Fernand Fehlen im letzten
"forum" aud aus den Fachgesprachen, die im
Rahmen der "Prognos"-Studie gefahrt wurden,
heraus. Die EG-Beamten dens() wie auslandische
Benutzer unserer Am ter weisen immer &ter auf den
Unterschied in der Behandlung von einheimischen
und auslandischen Bargern hin. Hier wird sich oft
geracht wegen des diffusen Gefiihls, daB man nicht
mehr das darstellt, was man fruher darstellte, und daB
man dagegen keine Hilfe von oben zu erwarten
braucht..Im Kontext der erlebten Deklassierung und
dem damit enttauschten schaffen fiktive
Schuldzuweisungen das notwendige Feindbild, an
dem sich a contrario aufgebaut wird. Die Kunde von
den daraus erfolgenden schlechten Behandlungen

von Ausldndern geht in deren gesellschaftliches
Netzwerk fiber, das sich weiter abkapselt, und in dem
die Luxemburger nicht beliebter werden.

Es bilden sich aber auch zwischen den Luxembur-
gem neue, neue, sich einander Schuld zuweisende kollek-
tive Referenzen. Der Korporatismus von Beamten
und Privatbeamten (d.h. eigentlich Angestellten) ist
ein solches nach innen gerichtetes System gegensei-
tiger Schuldzuweisungen, in denen der Staat, als Ver-
mittler, aber auch als der groBe Schweiger fiber ge-
sellschaftliche Wahrheiten und kostendampfende
Zwange, dabei ist, seine Finanzen und die des Sozial-
netzes aufzureiben. Er bezahlt mit seinen vorlaufigen
überschtissen die gegenseitigen Schuldzuweisun-
gen, anstatt sie abzubauen, indem er ihre Nichtigkeit
oder gegebenenfalls Tatsache begrandet zur Sprache
brachte.

Geld, Verdrangung und Politik
Das Zahlen als Schweigegeld fur schwelende Kon-
flikte ist uberhaupt ein enormes Verdrangungsinstru-
ment in der Politik und dein sozialen "Dialog" in Lu-
xemburg geworden. Die Akteure der Politik haben
keine Ideen, oder wenn sie welche haben, sind es
solche wie die Meeresflagge, welche der Kontrolle
des Staates vom Wesen her entgleiten muB, also den
Staat substantiell schwacht, insofern eine praktisch
rechtsfreie Dienstleistungsbranche aus der Taufe
gehoben wird. Aber die meisten Politiker von rechts
und links glauben felsenfest an die Allmacht des
Geldes. Sie kaufen daher auch ihre Wahlkampagnen
beim Werbeagenten wie ein x-beliebiges Produkt
und ersparen sich damit die Anstrengung der zeitrau-
benden und nicht unbedingt direkt ertraglichen ErOr-
terung komplexer und wandelnder Probleme. Sie
verkaufen die Wahler für dumm, aber sie selbst
werden mit der Zeit auch diimmer als Verwalter eines
Staates, zu dessen Autoritatsverlust sie beitragen.
Das mangelnde ProblembewuBtsein macht die Ver-
wechselung zwischen Staatskasse und Staatspolitik
zum Reflex.

Das offenbart die Wohnungsbaupolitik sehr gut. Jah-
relang wurden die Entscheidungstrager von den Pro-
blemen im Wohnungssektor unterrrichtet und vor
den sozialen Folgen dieser Entwicklung gewarnt.
Ihre exklusive Fixierung auf die Erfolgsmeldungen
in der Wirtschaft verschloB ihnen den Blick auf diese
Problematik, die fur sie, die Untergebrachten, etwas
Anriichiges hatte. Die WOrter "Baufrist", "Bau-
zwang", "Appartementhauser", "Sozialwohnungen",
"Requisition" und natiirlich "Enteignung", alles ge-
setzlich abgedeckte Begriffe, muBten z.B. aus dem
sozialistischen Sprachgebrauch gestrichen werden,
weil sie abschreckend wirkten. Jetzt sind diese Be-
griffe gerechtfertigterweise sogar wesentliche Be-
standteile der Spautzschen Wohnungspolitik, die
endlich mit den notigen Milliardenbetragen fiir den
Wohnungsbau operiert. Aber diese Milliarden
muBten in solch panischem MaBe nicht fiber das
Staatsbudget finanziert werden, wenn Staat und Ge-
meinden schon vorher ihre Aufgabe erfiillt hatten
und das Problem u.a. auch fiber die Stadteplanung, in
die sie auch die wirtschaftlichen Raumnutzer inte-
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Fred Marcus, 1P80

griert hatten, angegangen waren.

Das ewige Zahlen wird der Politik aber den Ausbruch
ihrer latenten Krise nicht ersparen. Denn die Ver-
saumnisse haufen sich. Einige warden schon ange-
schnitten, andere, die mit unserer Wachstums- und
Europapolitik, und mit dem Bild, das sich die Politik
vom Europa der Burger macht, zusammenhangen,
werden nicht so oft angeschnitten. So laBt man eine
Wirtschaft wachsen, die die Arbeitskraftreserven des
Inlandes und der Zuwanderer langst erschOpft hat. In
den letzten funf Jahren wurde in steigendem Mate
auf die Grenzganger zurtickgegriffen. Sie stellen mit
30.000 Aktiven allmahlich fast e:in Fanftel der
Aktiven im ganzen Land. Unsere Wirtschaft hat
einen menschlichen Impakt weit fiber die eigentli-
chen Staatsgrenzen, aber die Regeln der nationalen
Buchfuhrung operieren mit der Kategorie des Bin-
nenmarktes, und deren Rechnungen decken sich
nicht mit den wirtschaftlichen Nutzrechnungen des
Grenzgangers und seines Arbeitgebers. Die an die
Grenzganger ausgezahlten LOhne werden mehrheit-
lich nicht bei uns verzehrt, und diesen Verlust werden
die Steuereinnahmen nicht wettmachen, die mit dem
Arbeitsverhaltnis des Grenzgangers zusammenhan-
gen. Auch miissen einmal Pensionen an Grenzganger
ausbezahlt werden, die noch weniger bei uns verzehrt
werden. Auf menschlicher Ebenen, und das ist ein
Faktor, den die Politik besser nicht verachten soil,
denn er lost das Unkalkulable aus, das die politischen
Kalkiile durcheinanderbringt, baut sich zwischen
dem "reichen " Luxemburg und den "armen" Grenz-
regionen ein Verhaltnis auf, das ungesund ist. Man
kommt nach Luxemburg, um zu arbeiten und Geld
zu verdienen. Die Luxemburger Betriebe nutzen die
Arbeitslosigkeit in den Grenzregionen in ihrer Lohn-
politik aus. Die Grenzganger genieBen in den Betrie-
ben de facto weniger Rechte und Achtung als die in
Luxemburg wohnenden Arbeitskrafte. Sie betrach-
ten daher Arbeitsplatz und Arbeitsland eher als eine
Gelegenheit, die volt ausgenutzt werden muB. Die
Beziehungen zwischen denen von diesseits und jen-
seits der Grenze werden schroffer. Die staatlichen
Grenzen fallen, die menschlichen bauen sich auf.

Auch hat Luxemburg einige seiner Probleme in die
Grenzregionen exportiert. Die in Luxemburg arbei-
tenden Grenzganger haben z.B. wegen ihrer immer
noch besseren LOhnen im Vergleich mit denen ihrer
Region zu einer Anspannung des Immobilienmarktes
bei sich zuhause beigetragen.Wer der Sfindenbock
dort wird, ist klar: Luxemburg und die Luxemburger.
Solche Beziehungen zwischen den Regionen, wo
man sich gegenseitig Probleme langfristig schafft,
indem man versucht, welche kurzfristig zu lOsen,
werden die Notwendigkeit einer interregionalen Zu-
sammenarbeit auf, die weit fiber das Libliche und
gerferne SAAR-LOR-LUX-Gefasel hinausgehen
soil, z.B. in Richtung Export unseres Wachstums, mit
allen nicht unbedingt negatives Folgen, die das air
die nationale Buchfiihrung haben kann. Europa loll
nicht das Gefalle zwischen "armen" und "reichen"
Regionen verstarken. Unserm winzigen National-
staat mit der Dimension einer Region massen hier
neue Formeln der regionalen Entwicklung einfallen.

Mehr Demokratie?

Dieses Postulat gilt auch fur die Regelung der inneren
Demokratie. Die europaischen Instanzen haben die
Regierung wiederholt darauf hingewiesen, daB es
nicht mehr tragbar sei, daB die auslandischen Arbeit-
nehmer sich nicht an den Wahlen fur ihre Berufskam-
mern beteiligen diirfen. Ahnliche Vorwiirfe muB sich
der luxemburgische Staat in Sachen kommunales
Wahlrecht anhoren. Was fur eine Verschwendung
von Kreativitat und demokratischem Potential dies
darstellt, merkt man am besten am Beispiel der Stadt
Luxemburg, wo die Auslander fast 50% der Einwoh-
ner stellen. In Luxemburg gehen nur noch 36% der
Einwohner zur Wahl, wahrend der Landesdurch-
schnitt bei 60% liegt. Hier kann man fast von einer
Kuwaitisierung der Politik reden. Der Begriff der De-
mokratie, wie ihn das 20. Jahrhundet mit dem allge-
meinen Wahlrecht pragte, ist hier jedenfalls nicht
mehr eingelOst.

Ein anderes Merkrnal der Demokratien ist das Beste-
hen von Gegeninkhten, wovon die Presse als Ort der
Offentlichen Meinungsbildung wohl eine der wich-
tigsten ist. Unser Staat ist Schauplatz einer Medien-
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politik geworden, die alles mOgliche technisch und
finanziell begunstigt, nur nicht das Aufkommen einer
Tagespresse im geschriebenen und vor allem audio-
visuellen Bereich, die als Gegenmacht und nicht als
Partei, Jasager- oder Nichts-Neues-Wie-Gestern-
Sprachrohr funktioniert, und zum Aufkommen einer
problembezogenen und sich sachlich artikulierenden
Offentlichen Meinung beitragen kOnnte.

Woes keine solche Gegenmacht gibt, haufen sich die
Zeichen der Zerruttung im Staatsapparat und den In-
stitutionen, zumal wenn die hohen Staatsdiener
merken, daB der Impakt des Staates als rechtliche
Kontrollinstanz zuruckgeht, d.h. der Staat schwacher
wird. Da die Minister dies durch ihr mangelndes Pro-
blembewuBtsein geschehen lassen, wachsen die
Chancen der hohen Beamten, im Netzwerk des un-
kontrollierten Wachstums mitzumischen, wachs-
tumsfOrdernd und nicht regulierend, versteht sich.
Die Operationen mit staatseigenen Immobilien auf
dem Kirchberg zeigen, wie Linter der dynamischen
Leitung eines hohen Beamten der Staat eifrig die Bo-
denspekulation mit anheizt, auch wenn er das Gegen-
teil vorgibt, und gar Privatinteressen an der absoluten
Grenze des geltenden Rechts entgegenkommt. Ein
Minister bekam es einmal mit der Angst zu tun, und
lieB seinen Beamten, mit dem er Jahre hindurch ein
Duo geformt hatte, die Rechnung fur seine Nachlas-
sigkeiten zahlen. Die "Mondorfer Affare" kostete
ihm dock politisch den Kopf. Das schlecht informier-
te Parlament seinerseits spannt sich immer erst in
eine politische Debatte ein, wenn die Uhren flinf vor
und noch otter fiinf nach zvvOlf stehen. Der Eifer
eines Abgeordneten laBt sich am besten mit den
Chancen messen, die er hat, einmal Minister zu
werden. Die haben die wenigsten. Sie machen ein
fleiBiges Parlament nicht weft.

Ginge es nach den Entscheidungsuagern, so miiBte
die Wirtschaft exponentiell wachsen, die Kultur, die
Gesellschaft und die Politik aber mtiBten eingefroren
werden. Ein soich defizientes Status quo, in dem die
Wirtschaft zum rechtlichen Niemandsland wird, weil
der Rechtsstaat als Kontrollinstanz mit dem Wachs-
tum nicht mehr Schritt halten kann, laBt sich auf die
Dauer nicht subventionieren und verschweigen.
Daran wird nicht einmal das Fehlen meinungsbilden-
der Medien etwas andern.

Die Parteien krankeln

Den Parteien ist vorlaufig noch nicht jene Kehrtwen-
de gelungen, die Politik und gesellschaftliche Reali-
tat naherbringen kOnnte. Sie haben bei den Kammer-
wahlen Federn gelassen, und die internen Reibereien
haben auch zugenommen. Nachwuchsschwierigkei-
ten haben sic alle, und das Desinteresse der Burger
fur die Scharmatzel, die sic sich liefem, wachst.

Die CSV hat auf den absoluten Stilistand gesetzt. Das
krisengeschuttelte Bauernmilieu aber wolite nichts
mehr von Konsolidierung und Kontinuitat hOren. Es
ist nicht mehr allein die Domane der CSV. Dasselbe
gilt far den Mittelstand, in dem sich die Deklassie-
rungsgefahle breitmachen. Damit hat die CSV auf-
gehort, ein Beschwichtigungsfaktor zu sein, denn die

Hegemonie in den sozialen Schichten zwischen Ma-
nagment und Arbeiterschaft ist ihr entglitten. Sie
wandelt sich von der Volkspartei zur Christlichen
Partei, mit einem immer ausgepragteren Willen, Ober
die Beherrschung der Presse und des staatlichen Kul-
turapparates sowie iiber eine puritanische Familien-
politik jenen EinfluB auf das private Netzwerk der
Burger wiederzugewinnen, den die Kirche verloren
hat. Diese Strategic ist bei dem desolater Zustand der
Offentlichen politischen Diskussion durchaus ernst
zu nehmen.

Die DP mit ihrem ultraliberalen Kurs hat sich selbst
ins partnerlose Abseits manOvriert. Dabei ist sic, und
das gilt hier nicht als polemischer Vorwurf, die Partei
mit den besten Kontakten zum Patronat. Das kOnnte
ihr in der aktuellen Lage, wo neue Strukturen der So-
zialpartnerschaft aufgebaut werden milssen, eine
Schliisselrolle zukommen lassen, hatte sic zur Zeit
nicht diesen auBerst kurzsichtigen Begriff dessen,
was den Betrieben niitzt oder schadet. Die Leier der
Steuervergiinstigungen ist surrealistisch in einem
Land, wo auch vor der Steuerreform die Lohnkosten
trotz der hohen ausbezahlten LOhne mit die niedrig-
sten in Europa sind. Eine Vermittlerrolle im Zustan-
dekommen eines neuen sozialen Pakts sollte die DP
besser nicht verspielen.

Auch die LSAP hat ihre Schwierigkeiten. Seit sic zu
einer Regierungspartei geworden ist, die zum ersten
Mal ohne Unterbrechung eine 2. Regierungskoali-
tion eingeht, wird es sich nicht vermeiden lassen, daB
sic auch nach auBen Abschied nimmt vom Mythos,
mit dem Vertretungsanspruch fur die Arbeiterschaft
allein lieBe sich Staat machen, und auch von der Vor-
stellung, der Sozialismus sei ein anstrebenswertes
Ziel. Im Innern der Partei hat die gesellschaftliche
Realitat die Aufgabe dieser Referenzen schon langst
erzwungen, aber sic sind noch nicht durch neue Re-
ferenzen in Form einer zeitgemaBen und identitats-
trachtigen Programmatik ersetzt worden. Als volun-
taristische Partei, d.h. als Partei, die das regulative
Moment des sozialen Ausgleichs zum Ziel ihrer
Politik im Staate gemacht hat, ist die LSAP mehr
denn andere Parteien von einer koharenten program-
matischen Aussage abhangig. Es wird nicht leicht
sein, Tradition und Emeuerung im neuen Programm
zu verbinden. Die Verhinderung der Armut, die
soziale Gerechtigkeit, die Demokratie in den Betrie-
ben, die okologische Ausrichtung wirtschaftlicher
Niederlassungen, die Verwirklichung des demokra-
tischen Staates als offenere Burgergemeinschaft sind
Leitlinien, die, wenn sic den sozialistischen Ent-
scheidungstragern mehr wert waren als die Tinte auf
dem Papier, eine innere und auBere Erneuerung be-
w irken kOnn ten.

Setzen sich aber die aktuellen Tendenzen in den drei
groBen Parteien fort, dann wird es immer schwerer
vorstellbar, wie diese Parteien in Zukunft genugend
Personal in ihren Reihen aufbringen und in den
Reihen der hohen Beam tenschaft motivieren kOnnen,
urn die komplexen Probleme des Landes zu bewalti-
gen. Keine der drei groBen Parteien ist in der Lage
oder hat den Mut dazu, der veranderten gesellschaft-
lichen Lage ins Auge zu sehen und offen dariiber zu
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sprechen.

Unser Staat ist ohne KompaB
Dabei liegt es auf der Hand, daB nichts mehr so rein
wird wie friiher. Der soziale Dialog muB personal auf
die neuen sozialen Schichten, die aus dem wirtschaft-
lichen Umbruch hervorgegangen sind, und inhaitlich
auf die Fragen der Landesplanung, der Raumnutzung
und der interregionalen Zusammenarbeit erweitert
werden. Ein neues Netzwerk des Vertrauens unter
dem Zeichen der Grundregel, daB niemand im
Rahmen einer wirtschaftlichen Entwicklung ins ge-
sellschaftliche Abseits gedruckt werden soli, muB
aufgebaut werden. Im Rahmen der Verhandlungen
Ober einen zeitgemaBen sozialen Vertrag kOnnen die
Parteien zu einem veranderten Selbstverstandnis

linden, wenn sie als Akteure und Vermittler in ihrer
spezifischen Rolle den Rechtsstaat starken, den Staat
als Burgergemcinschaft auf neue soziale Schichten
ausdchnen und sornit dem augenblicklichen Entste-
hen von rechtsfreien Rahmen und den damit zusam-
menhangenden :Entrechtungen und Zersetzungenser-
scheinungen der Demokratie entgegenwirken.

Damit ist vielleicht viel verlangt. Aber es ist besser,
in diesem freien Blatt, in dem sick eine Spur Offent-
licher Meinungsbildung erhalten konnte, viel zu ver-
langen, als spater noch viel mehr auf politische und
gesellschaftliche Rechnungen zahlen zu miissen, die
nicht aufgehen konnten.

Victor Weitzel
3.10.1990

Les etrangers et les Chambres professionnelles

Exclus jusqu'il quand ?
Une des premieres &marches de l'ASTI aupits de
Monsieur Jean Claude Juncker dans sa fonction de
secretaire d'Etat au travail le 29 avril 1983 consistait
a le rendre attentif au passage suivant du programme
gouvernemental Werner-Flesch du 29 juillet 1979 :
"(Le gouvernement) entend en particulier associer les
travailleurs &rangers a la designation des Chambres
Professionnelles."

A quoi servent les Chambres professionnelles? Sans
remonter a la raison historique de leur creation au
debut des années '20, disons qu'elles ont un role dans
la formation professionnelle generale, qu'elles assu-
rent des formations pour les delegues du personnel et
qu'elles donnent au gouvernement des avis sur les
lois qui les concernent. Nous connaissons six Cham-
bres.Trois pour les salaries: celle du Travail pour les
ouvriers, celle des Employes Prives, c:elle des Fonc-
tionnaires d'Etat, et trois pour les employeurs: celle
des Metiers, celle du Commerce et celle de l'Agri-
culture

Electeurs et ressortissants
La loi de 1924 prevoyait que les electeurs (= les
Luxembourgeois) devaient payer une cotisation
leur Chambre professionnelle respective. Vu le nom
bre d 'etrangers travaillant déjà a I 'epoque au Luxem-
bourg le legislateur a êtendu la cotisation a tous les
ressortissants des Chambres, qu'ils soient electeurs
ou non. II a done prie les &rangers a passer a la caisse
sans pour autant les admettre dans le corps electoral
de la Chambre respective.

Au vu de ces antecedents historiques l'argument du
Ministre du Travail avance dans sa reponse a une
question parlementaire des deputes F. Bausch et J.
Huss (GAP), pretendant que le droit de vote n'est pas
la contrepartie d'une contribution financiere, est du
moins sujette a caution. Par contre on pourra se de-
mander si les elus ont suffisemment eu le souci d'ex-
primer l'opinion de tous les ressortissants de leur
Chambre, comme le Ministre leur en fait le devoir.
S i cela parait evident pour une Chambre des fonction-
naires de 1 composee uniquement de Luxem-
bourgeois et farouchement opposee a tout octroi du
droit de vote aux &rangers que ce soit pour les elec-
tions communales ou pour les elections aux Cham-
bits professionnelles, i1 faut savoir que les elus de la
Chambre du Travail ne representent qu'a peu pits la
moitie des cotisants de cette Chambre.

L 'ASTI, avec d'autres, est en tout cas d'avis que cette
situation est contraire aux dispositions de la Commu-
naute, Europeenne. La legislation CE ne mitre aucune
discrimination entre un national et un. ressortissant
communautaire dans les domaines du droit du travail,
de la securite soziale, du droit a l'adhesion syndicate.
Les dispositions communautaires prevoient des ex-
ceptions pour le cas ou un non- national serait impli-
qua clans l' exerc ice du pouvoir public! De nombreux
experts exc luent les Chambres professionnelles de la
participation a ce pouvoir et .estiment done qu'il s'a-
git d'une discrimination contraire aux textes euro-
peens.

Si d'aucuns evoquent des obstaclesconstitutionnels
pour transposer ces dispositions communautaires

II faut savoir
que les elus
de la
Chambre du
Travail ne
representent
que les
Luxembour-
geois, donc
peu pros la
moitie des
cotisants de
cette
Chambre.  
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